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Antrag auf Änderung des Leitantrages des Bundesvorstandes zum Länderrat der WASG am 09. Oktober 2005 mit dem Titel „So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“

Antragsteller: Maria Hundert und Manfred Hauser (Landesverband Sachsen)

Antragsbegehren: Änderung der Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in verschiedenen Punkten

Die Antragsteller stellen den Antrag an den Länderrat, die Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in der den Mitgliedern des Länderrates zugestellten Fassung unter dem Titel "So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“ folgendermaßen zu ändern:

11. Der auf Seite 2 ausgeführte Punkt „2.“ wird folgendermaßen geändert und lautet:

„Es ist praktisch und politisch nicht zu verwirklichen, den Willensbildungs- und Entscheidungsprozess vor den Landtagswahlen in drei Bundesländern im März 2006 (Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt) im Grundsatz durchgeführt und abgeschlossen zu haben. Maßstab für die weitere Gestaltung des Prozesses muss die Maxime sein: „Die Neue Linke so sorgfältig und offen wie möglich gestalten – Dabei wahren wir Augenmaß in der Geschwindigkeit!“

Der Prozess der Herausbildung einer völlig neuen Partei, die die gesellschaftliche Linke längerfristig zu repräsentieren vermag, beruht auf folgenden Prämissen:

- dieser Prozess ist als Topdown-Prozess durch Beschlüsse der jeweiligen Vorstände nicht zu verordnen;

- die Menschen in den Ländern und Regionen entscheiden nicht nur das Tempo sondern auch den Erfolg.

- historisch-kulturelle Unterschiede und die theoretisch-programmatischen Differenzen müssen nachhaltig und dauerhaft bearbeitet und womöglich überwunden werden;

- die Parteivorstände haben die Aufgabe, den Prozess durch die Zurverfügungstellung organisatorischer und finanzieller Mittel zu fördern und zu öffnen; die Parteivorstände werden den Prozess nicht dominieren und nicht determinieren.

Angestrebt wird, dass der weitere Rahmen des Vereinigungsprozesses zwischen WASG und Linkspartei zeitlich und strukturell gefasst und vereinbart wird. Wir sind uns allerdings bewusst, dass die Ergebnisse der Bundestagswahlen vom September 2005 eine politische Konstellation geschaffen haben, die eine instabile Regierungsbildung und erneute vorgezogene Neuwahlen einschließen kann. Die WASG wird unter Wahrung der innerparteilichen Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozesse, der Transparenz sowie der innerparteilichen Demokratie auf eine Veränderung der politischen Rahmenbedingungen reagieren können.“
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